Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 12 Ausgegeben Danzig, den 12. Februar 1923 


Inhalt. Geſetz über eine zwölfte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 31. 1. 23 
(S. 169). — Geſeß über eine dreizehnte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. Vom 2. 2. 23 
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43 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das Hiermit verkündet wird: 


Geſetz = 
über eine zwölfte e der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 31. 1. 23. 

£ Artikel I. 


Die Maag 5, Ziffer 1 (Ausgleichszuſchlag) des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. 12. 

1921 (Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung des Artikels I, § 1, XII des Geſetzes über eine zehnte Ande⸗ 

rung der Dienſtbezüge der unmittelbaren N vom 13. 12. 1922 (Geſetzbl. S. 567) und des 

Artikels J des Geſetzes über eine elfte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren ä 
7. 12. Arien (Geſetzbl. für 1923 S. 7) wird wie folgt geändert: 


vom 27. 
Ziffer 1 (a) erhält folgenden Zuſatz: y 
„vom 1. Dezember 1922 ab auf 174 v. H., . 
von Mitte Dezember 1922 ab auf 232 v. H.“. 
2. Ziffer 1 (p) erhält folgenden Zuſatz: 
„vom 1. Dezember 1922 ab auf 3500 M monatlich“. 
Artikel II. 


Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 
eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf grund san dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 31. Januar 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20, 2. 1998). 
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44 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über eine dreizehnte Aenderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Stuatsbeamten. 
Vom 2. 2. 23. 


Artikel 1. 

Mit Wirkung vom 1. November 1922 ab erhalten einen Sonderzuſchlag: 

a) die planmäßig (endgültig) und nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten unmittelbaren 
Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig ſowie die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mitFplan- 
mäßiger Vergütung an der Techniſchen Hochſchule und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte 
der Techniſchen Hochſchule zu den jeweils zuſtändigen aus Grundgehalt, Grundvergütung, 
Ortszuſchlag, Alterszulagen, pian he en, Ausgleichszuſchlägen leinſchließlich Frauen- 
beihilfe) und Notzuſchlag beſtehenden Diefſtbezügen; 

E b);die unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig im Ruheſtande und die Hinter- 

i bliebenen von unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig ſowie die fonftigen 
3 Volksſchullehrperſonen im Ruheſtande und die Hinterbliebenen von ſonſtigen Volksſchullehr⸗ 

perſonen, deren Geſamtbezüge von der Freien Stadt Danzig zu tragen ſind, zu den jeweils 

zuſtändigen aus Ruhegehalt, Witwengeld, Waiſengeld, Kinderbeihilfen und Ausgleichszuſchlägen 


os (Verſorgungszuſchlägen — einſchließlich Frauenbeihilſe —) beſtehenden Bezügen. 
= Artikel 2. 
| Der Sonderzuſchlag wird bis zur anderweiten Regelung gemäß Abſ. 2 

für den Monat Dezember 1922 aun 15 v. H. 

vom 1. Dezember 1922 ab aunff 20 v. H. 


der in Artikel 1 genannten Bezüge feſtgeſetzt. 

Der Senat iſt ermächtigt, den Sonderzuſchlag mit Zuſtimmung des Hauptausſchuſſes des Volks- 
tages zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage anderweit feſtzuſetzen 
oder wegfallen zu laſſen mit der Maßgabe, daß eine Herabſetzung oder ein Wegfall nur vom Beginn 
eines Kalendermonats an, für den der Sonderzuſchlag noch nicht gezahlt iſt, angeordnet werden darf. 


EB Artitel 3. 


* Die unter Artikel 1 fallenden Perſonen erhalten den Sonderzuſchlag — auch bei ÜUlberweiſung, 


„auf ein Konto — monatlich im voraus. 
f Artikel 4. 


In § 22 Abſ. 1 Nr. 2 (Kinderbeihilfen bei eigenem Einkommen) des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 229) in der Faſſung der Geſetze vom 23. Juni 1922 (Geſetzbl. 
S. 165) und vom 13. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 567) ſind hinter eg ($ 23)“ die 
Worte „und Sonderzuſchlag“ einzufügen. 

Artitel 5. 


; Die Gemeinden und Gemeindeverbände find verpflichtet, 8 hauptamtlichen Beamten einen 
Sonderzuſchlag nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu gewähren ($ 42 des Beamten⸗Dienſt⸗ 


einkommensgeſetzes). Artikel 6 
rtifel 6. 


Soweit die vorftehenden Sonderzuſchläge auf November und Dezember 1922 entfallen, find fie 
dem Steuerabzug vom Arbeitslohn nicht unterworfen. 
Artikel 7. 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben find, ſoweit fle nicht aus 
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eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen aufgrund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 2. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


45 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten und nebenamtlichen Senatoren. 
Vom 2. 2. 23. 


8 1. 
Die Volkstagsabgeordneten erhalten für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Volkstag 
1. eine monatliche im voraus zahlbare Aufwandsentſchädigung, 
2. freie Fahrt anf den Eiſenbahn⸗ und Schiffahrtslinien im Gebiete der Freien Stadt Danzig, 
3. Entſchädigungen für Ausſchußſitzungen. 
8 2. 

Die Aufwandsentſchädigung beträgt für diejenigen Abgeordneten, die innerhalb des Stadtbezirks 
Danzig und der von dort durch Straßen- oder Vorortbahn erreichbaren Ortſchaften wohnen, monatlich 
15000 Mark, für die übrigen Abgeordneten 20000 Mark. 

Der Präſident des Volkstages erhält eine weitere Aufwandsentſchädigung von 20000 Mark, 
die beiden Vizepräſidenten eine ſolche von je 10000 Mark monatlich. 

Dazu tritt ein Teuerungszuſchlag in voller Höhe des Hundertſatzes, um den die allgemeinen 
Teuerungszuſchläge der Staatsbeamten jeweilig geſetzlich erhöht werden. 

8 3. 

Ein Abgeordneter, der im Laufe des Monats in den Volkstag eintritt oder aus ihm ausſcheidet, 
erhält nur einen entſprechenden Teil der monatlichen Aufwandsentſchädigung. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Aufwandsentſchädigung des Präſidenten und der Vizepräſi⸗ 
denten, wenn ein Abgeordneter im Laufe eines Monats eines dieſer Amter übernimmt oder niederlegt. 
§ 4. 

Für jeden Tag, an dem ein Abgeordneter einer Vollſitzung ferngeblieben iſt, wird von der 
monatlichen Entſchädigung ¼ (abgerundet nach oben auf volle 5 Mark) abgezogen. Dieſer Abzug 
findet nicht ſtatt, wenn der Abgeordnete am gleichen Tage an einer Ausſchuß⸗Sitzung als Mitglied teil- 
genommen hat, oder wenn das Fernbleiben durch Krankheit oder durch Geſchäfte im Intereſſe des Volks⸗ 
tages veranlaßt iſt. Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzung vorliegt, ſteht dem Präſidenten 
des Volkstages zu. 

§ 5. 

Durch die Geſchäftsordnung des Volkstages kann beſtimmt werden, daß einem Abgeordneten 

die Anſwandsentſchädigung unter beſtimmten Vorausſetzungen ganz oder zum Teil für einen gewiſſen 


Zeitraum entzogen werden kann. 
§ 6. 


Abgeordnete erhalten für die Teilnahme an Ausſchuß⸗Sitzungen eine Aufwandsentſchädigung 


von ¼ der monatlichen Entſchädigung (nach oben abgerundet auf volle 5 Mark). Mehrere Ausſchuß⸗ 
Sitzungen an einem Tage gelten nur für eine Sitzung. f l e 


— 


Fran. 


* 
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Die Aufwandsentſchädigungen werden von dem Präſidenten des Volkstages feſtgeſetzt und an 
gewieſen. a 
$8. 


Im Falle des Todes eines Abgeordneten kann die Zahlung noch fälliger Anſprüche auf Grund 
dieſes Geſetzes an ſeinen hinterbliebenen Ehegatten erfolgen, ohne daß deſſen Erbrecht nachgewieſen zu 
werden braucht. f 

— 8 9. X u 

Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung ijt unzuläſſig. Der Anſpruch auf fie it nicht über⸗ 
tragbar und nicht der Pfändung unterworfen. Die Aufwandsentſchädigungen find ſteuerfrei. 

§ 10. ; 
Die Aufwandsentſchädigung für den nebenamtlichen Senator beträgt: 
a) für den Vizepräſidenten des Senats 35000 Mark monatlich, 
b) für die übrigen Senatoren 25000 Mark monatlich. 

Sind die Mitglieder des Senats im Nebenamt zugleich Volkstagsabgeordnete, ſo wird die ihnen 
für ſolche nach § 2 zuſtehende Aufwandsentſchädigung auf die nach Abſatz 1 zu gewährende Entſchädi⸗ 
gung angerechnet. Im übrigen finden die Beſtimmungen des § 2 auf die nebenamtlichen Senatoren 
finngemäß Anwendung. 

; § 11. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1923 in Kraft. 

Die bisher erlaſſenen Geſetze über die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten und 
Senatoren treten hiermit außer Kraft. 


Danzig, den 2. Februar 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 
AS Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
y Geſetz 
über den Verkauf von Fieberthermometern. Vom 30. 1. 23. 
9 


Im Gebiet der Freien Stadt Danzig dürfen nur ſolche Fieberthermometer verkauft und in den 
Verkehr gebracht werden, die amtlich geprüft und durch amtlichen Stempel als den Prüfungsbedingungen 
genügend beglaubigt ſind. ayy : 


Die amtliche Prüfung erfolgt im Gebiet der Freien Stadt Danzig durch das Obſervatorium 
in Danzig. Der Senat kann beſtimmen, daß auch anderenorts ſtaatlich geprüfte und beglaubigte Fieber⸗ 
thermometer als den Prüfungsbedingungen genügend anerkannt werden. 4 

§ 3. 

Für den zollamtlich gebundenen und für den gebrochenen Durchgangsverkehr ſowie für die Aus- 

fuhr etwa im Inland hergeſtellter Fieberthermometer⸗ gelten dieſe Beſtimmungen nicht. a 
; § 4. . e N 
Wer nicht amtlich geprüfte, unbeglaubigte Fieberthermometer im Inlande feilhält, verkauft und 
ſonſt in den Verkehr bringt, kann mit einer Geldſtrafe bis zu 50000 Mark — Fünfzigtauſend Mark — 
in jedem Übertretungsfall beſtraft werden. 


Die beanſtandeten Fieberthermometer unterliegen der Einziehung. 


Die ee dieſes Geſetes tönnen vom Senat auch auf andere für Zwecke der Gefund- 


heitspflege und Krankheitsbekämpfung beſtimmte Thermometer ausgedehnt werden. 
Danzig, den 30. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


47 Zweite Verordnung 
über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung. Vom 31. 1. 23. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung vonz Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale 
Angelegenheiten folgendes verordnet: 5 
— Der 8 3 Abſ. 2 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 
10. März 1922 (Geſetzbl. S. 75) in der Faſſung des § 1 der Verordnung über Erhöhung der Zulagen 
in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 486) erhält folgende Faſſung: 
Als Jahresarbeitsverdienſt gilt ; 
1. bei Berechnung der erhöhten Verletztenrente eines Verletzten, der als ſolcher eine oder 
mehrere Renten bezieht, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl fünfzig nicht erreichen, f 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
a ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von vierundfünfzigtauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von achtundzwanzigtauſend⸗ 
achthundert Mark, . 
im übrigen der Betrag von neunzigtauſend Mark, 
2. bei Berechnung anderer erhöhter Renten, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen landwirt⸗ 
schaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von einhundertzwanzigtauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von zweiundſiebzigtauſend Mark, 
im übrigen der Betrag von einhundertzweiundneunzigtauſend Mark. 
§ 2. 
Die Zulagen nach dem § J dieſer Verordnung werden für die Zeit nach dem 30. November 
1922 gewährt. 


Danzig, den 31. Januar 1923. 


— 


Der Senat der Freien Stadt ee 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
48 Verordnung 
* 


zur Aenderung der Poſtordnung. Vom 2. 2. 23. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. am) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: ~ 


4 


In 8 36 a „Gebühren für Sendungen im Orts: und Nachbarortsverkehr“ ind zu erſetzen unten 


unter 
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Ta „5 M“, „10 M“ und „15 M“ durch 
„10 M“, „20 M“ und „30 M“, ferner 
„10 M“, „20 M“ und „30 M“ durch 
„20 M“, „40 M“ und „60 M“, 


Ib „4 M“ und „8 M“ durch „5 M“ und „10 M“. 


Vorſtehende Anderung tritt am 10. Februar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 2. Februar 1923. 
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Mit Wirkung vom 10. Februar 1923 


Verkehr nach P 
Weiſe feſtgeſetzt: 


® 
Poſt 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
f Dr. Ziehm. Förster. 


Bekanntmachung. 


Gewöhnliche Briefe bis 20 g.. 100 M, 
über 20 bis 100 g * „ 140 M, 
REN ee 180 M. 
Poſtkarten, einfache J EP 50 M, 
mit Mniortatte 2 Sn ae 100 M, 
Dienſtliche Aktenbrieſe von Behörden über 250 g bis 2 kg. . 200 M, 
Jdd4wé r»... 8 20 M, 
über 25 BR , ðᷣͤ ak aa ar ie 40 M, 
n e 7 es SE 60 M, 
e b e 100 M, 
vi, 250 Pie 500 F Ge we 140 M, 
g. 800 i FE 180 M, 

„1 bis 2 kg (nur für einzeln verſandte ungeteilte 
een Sh, ee . . 860 M 

Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflich- 

keitsformeln mit höchſtens 5 Worten niedergeſchrieben find? .. 20 M, 
Blindenſchriftſendungen je 500 g (Meiſtgewicht 5 ug) 5 M, 
Geſchäftspapiere bis 250 ü ERSTE NE a 100 M, 
über 250 bis 500 g. 3 140 M, 
; ED BEE eed bee gee 180 M, 
Watenproben Vis 8 f 100 M, 
über 289 h 5 g oe 140 M, 
Miſchſendungen bis 250 ę ZB:... 100 M, 
über 280 bis 50 g . Ee 140 M, 
800 bis iI -?Xj‚X» 180 M, 

(zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und Warenproben). 


Päckchen bis 1 EFFECT 200 M, 


anzig, den 5. Februar 1923. 


Ind Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
i Zander. 


ab werden im Gebiete der Freien Stadt Danzig für den 
olen (ausſchließlich Poln.⸗Oberſchleſten) die Gebühren für Briefſendungen in folgender 


F 


e 


ſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) vom 25. Februar 1923 (Geſetzblatt ©. 163) de gleichzeitig außer Kraft. 


50 Verordnung 
betreffend‘, sÜnderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchlteßlich Polniſch⸗ 
Oberſchleſien). Vom 5. 2. 23. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. Abril 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. i 
Vom 10. Februar 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausjliepie) 

Polniſch⸗Oberſchleſien) auf allen Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 80 M für jedes Wort, mindeſtens 800 M., 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im- Verkehr mit Polen (aus⸗ 


Danzig, den 5. Februar 1923. 
Poft: und Telegraphen verwaltung der greien Stadt Dansig 


. Zander. 


31 Verordnung 
W Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen ans nip 
Polniſch⸗Obverſchleſien). Vom 5. 2. 23. 
Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzblatt S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 10. Februar 1923 an betragen die n im Verkehr mit Polen (aus 


ſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 inuten Dauer 
für die Entfernung bis 25 m 400 M 
1 " ” ” 50 . > Oe eee” See 800 7 = 
ee SOO i once ae a gate 1200 „ 
und für jede angefangenen weiteren 100 km . . 600 „ 


Überſchreiten die Geſpäche die Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die ‘nde idbenbe 
Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 
Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. Br 
Die Seutfetmimyen werden von se zu Bermittelungsſtele nach der Suftfinie 
gemeſſen. ; 


Die Verordnung betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (aus- 
— Polniſch⸗Oberſchleſten) vom 25. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 163) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 5. Februar 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Lander. 


52 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. > 
Geſetz | 
betreffend die Anderung des Beinfenergejehes- vom 26, Juli 1918 (K. G. Bl. S. 0% 
Vom 5. 2. 23. 
Artikel 1. 


Überall, wo im Geſetz vom Reichskanzler und Bundesrat die Rede iſt, tritt an deren ende 
der Senat, wo die Reichskaſſe genannt iſt, die Staatskaſſe. 


> 176 x £ a „ f ST og 
Artikel 2. 
8 1. | 
Wein- und Traubenmoſt, ferner dem Wein ähnliche Getränke und Schaumwein aus Fruchtwein 


ohne Zuſatz von Traubenwein unterliegen, wenn fie zum Verbrauch im Inland beſtimmt find, einer in 
die Staatskaſſe fließenden Abgabe (Weinſteuer) in Höhe von 20 v. H. des Steuerwerts. Für andere 


erhält folgende Faſſung: 


ee. Schaumweine und ſchaumweinähnliche Getränke beträgt die Abgabe 40 v. H. des Steuerwerts. 

= sf Wo in dieſem Geſetz von Wein ohne nähere Bezeichnung die Rede iſt, ſind darunter die unter 
Er" Abſ. 1 aufgeführten Erzeugniſſe zu verſtehen. 

3 Artikel 3. 2 
as Die nach dem Schaumweinſteuergeſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. Bl. ©. 1664) und der Staats- 
re. ratsverordnung vom W. Oktober 1920 (Staatsanzeiger S. 311) entrichtete Steuer wird auf die nach 
Er Artikel II zu entrichtende Steuer angerechnet. . 
= Artikel 4. 

Er Das Schaumweinſteuergeſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. Bl. S. 1064) und die Staatsratsverord— 
. nung vom 28. Oktober 1920 (Staatsanzeiger Nr. 42 4/X1) werden aufgehoben. 5 


Artikel 5. 


en | Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. | 7 — 
Re: Danzig, den 5. Februar 1923. J 
Be. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Bye f Sahm. Dr. Volkmann. 
5 3 33 Verordnung 
Be über die weitere Erhöhung der Unterſtützung für Nentenempfänger der Anvaliden- 


und Augeſtelltenverſicherung. Vom 31. 1. 23. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sogialverfiderung vom 
5. 10. 22 — Geſ.⸗Bl. S. 451 — wird das Geſetz über Notſtandsmaßnahnken zur Unterſtützung von Renten⸗ 


ee empfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung vom 30. 3. 22 — Geſ.⸗Bl. S. 77 — in der 
Bi» Faſſung vom 25. 9. 22 — Geſ.⸗Bl. S. 433 — und der Verordnung vom 23.11.22 — Gej.-Bl. S. 518 — 
oo mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale Angelegenheiten vom 1. Dezember 1922 ab 


wie folgt g&indert: 
Page - Einziger Artikel. 
$ 2 erhält folgende Faſſung: 


u 3 Die Unterſtützung iſt in der Invalidenverſicherung, ſowie an Empfänger von Invaliden ⸗, 
Witwen- und Waiſenunterſtützung (Invaliden, Witwen und Waiſen von Arbeitern und Angeſtellten 
ny 8 ehemaliger Staats⸗ und Reichsbetriebe) nach den Umſtänden und im Höchſtbetrage ſo zu bemeſſen, daß das 


Geſamtjahreseinkommen des Empfängers einer Invaliden oder Altersrente den Betrag von dreiundvierzig⸗ 
tchuſendzweihundert Mark, einer Witwen- oder Witwerrente den Betrag von vierunddreißigtauſendzwei— 

hundert Mark, einer Waiſenrente den Betrag von neunzehntauſendzweihundert Mark erreicht. 

Entſprechende Unterſtützungen ſind an Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente aus 
der Angeſtelltenverſicherung zu gewähren, an Witwen jedoch nur, wenn ſie invalide im Sinne der 
Invalidenverſicherung (§ 1258 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung) find. 

Hat der Empfänger Kinder unter fünfzehn Jahren, die nicht auf Grund der Reichsverſicherungss 
ordnung, des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte oder des Reichverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 
(Reichsgeſetzbl. S. 988) oder anderer Militärverſorgungsgeſetze eine Rente beziehen, fo erhöht ſich die für 
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das Geſamtjahreseinkommen anzurechnende Grenze um dreitauſendſechshundert Mark für jedes Kind. 
Elternloſe Enkel unter fünfzehn Jahren, deren Unterhalt der Empfänger der Rente ganz oder über⸗ 
wiegend beſtreitet, werden den Kindern unter fünfzehn Jahren gleichgeſtellt. 

Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens wird nur die als Teuerungszulage gewährte 
Rentenerhöhung angerechnet. Das Arbeitseinkommen der Empfänger von Renten oder Ruhegeld bleibt 
dagegen bis zum Jahreseinkommen von ſechsunddreißigtauſend Mark außer Anſatz. er 

Bis zum Betrage von neuntauſendſechshundert Mark insgeſamt find auf das Geſamtjahres⸗ 
einkommen nicht anzurechnen Bezüge auf Grund des Reichsverſicherungsgeſetzes vom 12. Mai 1920 
(Reichsgeſetzbl. S. 989) oder anderer Militärverſorgungsgeſetze, aus der knappſchaftlichen Verſicherung, 
aus öffentlichen oder privaten Verſicherungsunternehmungen, aus privaten Unterſtützungseinrichtungen, 
ſowie aus Sparguthaben. Die Bezüge der Hinterbliebenen ſind hierbei zuſammenzurechnen. Einkommen 
aus Unterſtützung durch Angehörige iſt auf das Geſamtjahreseinkommen inſoweit nicht anzurechnen, als 
es über die geſetzliche Unterhaltungspflicht oder über vertraglich übernommene Verpflichtungen hinausgeht. 


Danzig, den 31. Januar 1923. 


5 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
4 . ; Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


54 Verordnung 
betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützungsſätze. Vom 2. 2. 23. 


Auf Grund des § 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſ. 
Bl. S. 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 21. 12. 1922 (Gef. Bl. S. 9 für 1923) folgendes 
beſtimmt: . 
Die Unterſtützung iſt nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
a) in der Zeit vom 15. b) vom 29. Januar 
2 bis 27. Januar 1923 1923 ab: 
1. für männliche Perſonen 


a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines 


FF es ad RO ae SEE 600,— M 720,— M 
b) über 21 Jahre, fofern fie in dem Haushaushalt 
eed auberan leben: ner 415,— M 500,— M 
77% tap yn ee on en 210,— M 250,— M 
2. für weibliche Perſonen - 
a) über 21 Jahre, jofern fie nicht im Haushalt eines 
JJ a EN 460,— M 550,— M 
b) über 21 Jahre, fofern fie in dem Haushalt eines 
RUDGE Ue eg ge ht - 275,— M 330,— M 
Bi tnter. DI OBEN a eg Rees ae 165,— M 200,— M 
3. als Familienzuſchläge für Sn 
„ nn ee en 275,— M 330,— M 
b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte = 
:::. 8 210,— M 250,— M 


Danzig, den 2. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
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55 Verordnung 
über die Dienſtſiegel der Staatsbehörden in der Freien Stadt Danzig ſowie der Behörden 
der Stadt Danzig. 
81. = 
Das Staats- und Stadtſiegel wird in nachſtehender Form und Größe geführt. Es iſt zu unter⸗ | 
ſcheiden zwiſchen dem großen, mittleren und kleinen Staats⸗ und Stadtſiegel 


Großes Siegel. Kleines Siegel als Beiſpiel. 
8 2. . | 

Das große Siegel ift das große Siegel Danzigs, wie es jeit dem 15. Jahrhundert geführt 

worden iſt und zeigt ein Schiff, vor welchem ſchräg oben ein Leitſtern ſteht. Den Rand umgibt die Umſchrift. 
: 8 3. 

Das mittlere Siegel zeigt den Schild des Danziger Staats⸗ und Stadtwappens, gehalten von 
2 Löwen, in den Formen und der Größe des aus dem 16. Jahrhundert ſtammenden ſogenannten Reiſe-⸗ 
ſiegels der Stadt Danzig. Darüber befindet ſich eine entſprechende Umſchrift. 

a 8 4. 

Das kleine Siegel beſteht aus dem Schilde des Staats⸗ und Stadtwappens und hat eine je der 
Behörde, die es führt, entſprechende Umſchrift in Majuskeln. Es darf keinen größeren Durchmeſſer als 
4 em haben. = 

§ 5. 


\ Das große Siegel wird angewendet bei Urkunden von beſonders feierlicher Form, bei Staats⸗ 
verträgen und ähnlichen Akten. i : 
Das mittlere Siegel wird vom Senat bei gewöhnlichen Beurkundungen gebraucht. 
Die Führung des großen und mittleren Siegels ſteht dem Senat der Freien Stadt Danzig als 
der oberſten Landesbehörde zu. f 
Die ſonſtigen Behörden des Staates und der Stadt Danzig führen daͤs kleine Siegel. 
8 6. 


Be Zur Ausführung der ſtaatlichen und ſtädt. Danziger Siegel kommen in Betracht Prägeſiegel 


/ 


9 U u Lae 


pa 


(Wachs-, Qué, Trockenſiegel) aus Metall und Farbdrud-Stempel aus Metall oder Gummi (Metall- 
ſtempel, Gummiſtempel). 

Die Prägeſiegel zeigen Bild und Schrift erhaben in Prägung. Der Zarbdruck⸗Stempel aus 
Metall oder Gummi bringt Bild und Schrift in dunklem Flachdruck. 

Die Prägeſiegel können auch als Siegelmarke zur Anwendung kommen. 

§ 7. 

Bei dem Siegel und dem Stempel haben ſich Bild und Schrift zu einer Einheit zu vereinen, 
aus der man nicht einzelne Teile herausgreifen kann. Es iſt nicht angängig, die Umſchrift e 
von der Geſtaltung des Siegelbildes und der runden Anordnung zu formen. 

In der einzelnen Ausführung ſtellen jedes Material und jedes Format beſondere Alnſorderungen, 
die kleinere Abwandlungen der Form notwendig machen können. Das Wappenbild verlangt je nach 
Herſtellung, Werkſtoff, Größe, Verwendungszweck und Verbindung mit Schrift eine ſelbſtändige Durch⸗ 
bildung, die folgerichtig auch gewiſſe formelle Verſchiedenheiten mit ſich bringt. 

§ 8. 

Die z. Zt. im Gebrauch befiindliden Dienftfiegel von abweichender Größe oder Form dürfen 

aufgebraucht werden, wenn ſie das Danziger Wappen zeigen. 


Danzig, den 12. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. f 


56 . Berichtigung. 

In Nr. 1 des Geſetzblatts für die Freie Stadt Danzig vom 2. Januar 1923 muß es auf 
Seite 1 in der Überſchrift zu dem Geſetz betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken ſtatt 
„30. Dezember 1922“ „12. Dezember 1922“ heißen, ferner auf Seite 3 in der Überſchrift der Verord— 
nung zur Ausführung des Geſetzes betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken ſtatt 
„12. Dezember 1922“ „30. Dezember 1922“. Im § 2 Satz 1 der Verordnung zur Ausführung des Geſetzes 
betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken werden die Worte „und Auflaſſungsverhandlungen“ 
geſtrichen. Im 8 2 Abſ. 2 Ziffer 4 derſelben Verordnung muß es ſtatt „Erwerbes“ ce „Erwerbers“ 
und in Ziffer 5 „das Grundſtück“ ſtatt „des Grundſtücks“. 


Danzig, den 1. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. »Dr. Frank. 


57 Druckfehlerberichtigung. 
In Nr. 66 des Geſetzblattes für die Freie Stadt Danzig vom 30. XII. 1922 — Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz — ſind folgende Anderungen vorzunehmen: 
1. 8 7, Ziff. 10 Abſ. 2: das Komma iſt zu ſtreichen; 
ebenda; Abſ. 3 Zeile 1: das Wort „ perſöhnliche“ iſt zu ändern in „perſönliche“. 
2. 3 11 Ziff. 4, Zeile 6 muß es heißen: , wie ſolche für die Inventur uſw. 
3. § 21 Abſ. 1 Ziff. b): der letzte Satz bis zum Komma muß lauten: „Die Ermäßigung 
wird auch für ſolche Kinder gewährt,“; 
4. § 28 Zeile 1: das zweite Wort muß heißen: „Arbeitslohn.“ 
Danzig, den 28. Januar 1923. \ 


Der Leiter des Landesſteueramtes. \ 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


